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I. Einleitung

1. Problemaufriss und Arbeitsauftrag

Die neue Agrarpolitik der Europäischen Union bringt weitgehende Veränderungen für Österreich mit sich. Ein zentraler Punkt der GAP-Reform (Gemeinsame Agrarpolitik-Reform)
 ist die Einführung einer Betriebsprämienregelung. Mit dieser Betriebsprämienregelung sollen die Direktzahlungen von der tatsächlichen Produktion entkoppelt werden und an die Einhaltung von Umwelt-, Tierschutz- und Qualitätsvorschriften gebunden werden. 

Bei der Umsetzung der Betriebsprämienregelung eröffnet das Gemeinschaftsrecht
 den Mitgliedstaaten unterschiedliche Möglichkeiten zur Umsetzung der Betriebsprämienregelung. Als nationale Umsetzungsmodelle kommen 

1. eine pauschale Betriebsprämie, 

2. eine regional einheitliche Flächenprämie sowie 

3. eine Kombination aus Betriebs- und Flächenprämie 

in Frage.  

Österreich hat sich bei der Umsetzung der GAP-Reform für das Betriebsprämienmodell entschieden. Gegenstand der vorliegenden Studie ist es zu untersuchen, inwieweit die österreichische Betriebprämienregelung gemeinschaftsrechtlichen und verfassungsrechtlichen Anforderungen entspricht. Diese Frage soll anhand des Rechtsbestandes sowie der zentralen Literatur und Judikatur aufgearbeitet werden. 

2. Gliederung

Im ersten Teil der Studie soll das österreichische Betriebsprämienmodell anhand der gesetzlichen Grundlagen dargestellt werden. Daran anschließend werden gemeinschaftsrechtliche Aspekte im Zusammenhang mit der österreichischen Betriebsprämienregelung untersucht. Als dritter Teil der Untersuchung erfolgt die Darstellung verfassungsrechtlicher Aspekte im Zusammenhang mit der österreichischen Betriebsprämie-Verordnung
. Der vierte Teil widmet sich allfälligen Rechtsschutzmöglichkeiten. Im Anschluss daran findet sich eine Kurzzusammenfassung der Ergebnisse.

II. Die österreichische Betriebsprämienregelung

Österreich hat sich bei der Einführung der Betriebsprämienregelung für das Betriebsprämienmodell entschieden.
 Die nationale Umsetzung der Betriebsprämienverordnung erfolgte durch die „Betriebsprämie-Verordnung“. Nach der österreichischen Betriebsprämienregelung erwirbt jener Landwirt, der eine bestimmte Fläche im Zeitraum von 2000 bis 2002 bewirtschaftet hat (Eigentümer oder Pächter), die Betriebsprämienansprüche.

Sämtliche KPA-Prämien werden entkoppelt und die Betriebsprämie errechnet sich im Wesentlichen auf Grundlage des Durchschnittes der auszahlungsfähigen Flächen und Tiere der Jahre 2000 bis 2002 sowie der einzelbetrieblichen Milchreferenzmenge ab dem Kalenderjahr 2007.
 Dieser im Referenzzeitraum berechnete Betrag wird Referenzbetrag genannt und bildet die Grundlage für die ab 2005 auszuzahlende Betriebsprämie. Für den Fall höherer Gewalt
 sieht die Betriebsprämie-Verordnung eine Härtefallregelung vor. Daneben sieht die Verordnung Sonderfallregelungen für Neueinsteiger, Investitionen, Produktionsumstellungen und Hofübergabe vor.
 

III. Gemeinschaftsrechtliche Aspekte im Zusammenhang mit der österreichischen Betriebsprämienregelung

Mit der Gemeinsamen Agrarpolitik im Generellen und der Betriebsprämienregelung im Speziellen verfolgt die Europäische Union die Förderung einer nachhaltigen Landwirtschaft sowie die Förderung der ländlichen Entwicklung. Landwirtschaftliche Flächen sollen bestehen bleiben und die Erhaltung von Dauergrünland gefördert werden. Die Betriebsprämienregelung hat eine Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft, die Förderung der Nahrungsmittelqualität und der Umweltstandards sowie eine Preissenkung von Agrarerzeugnissen zum Ziel. Wettbewerbsverzerrung sollen vermieden werden.

Die Zahlung der Direktbeihilfen sollte an die Einhaltung verbindlicher Vorschriften in Bezug auf landwirtschaftlichen Flächen, landwirtschaftliche Erzeugung und Tätigkeit gebunden sein. Durch diese Vorschriften sollten grundlegende Anforderungen des Umweltschutzes, der Lebensmittelsicherheit, der Tiergesundheit und des Tierschutzes sowie der Erhaltung der Flächen in guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand in die gemeinsamen Marktorganisationen einbezogen werden. 

Aufgrund der österreichischen Betriebsprämienregelung kann der Fall eintreten, dass Betriebsinhaber (Pächter oder Eigentümer) über keine Betriebsprämienansprüche für landwirtschaftliche Flächen und damit auch über keine Betriebsprämienzahlungen verfügen. Wenn der Bewirtschafter der Jahre 2000 bis 2002, der die Anwartschaft auf die Betriebsprämie erwirbt, die Flächen nach 2002 nicht mehr selbst bewirtschaftet und den Betriebsprämienanspruch nicht an den Eigentümer bzw den neuen Pächter weitergibt, weil er sie entweder selbst für andere landwirtschaftliche Flächen nutzen kann oder weil er sie mutwillig nicht weitergeben möchte, dann kann dieser Zustand zu erheblichen Wettbewerbsverzerrungen führen und verstößt gegen die Zielsetzung der gemeinschaftsrechtlichen Betriebsprämienregelung.

IV. Verfassungsrechtliche Aspekte im Zusammenhang mit der österreichischen Betriebsprämie-Verordnung

1. Verstoß gegen Art 18 B-VG wegen nicht ausreichender Determinierung der gesetzlichen Grundlage

Die Betriebsprämie-Verordnung stützt sich der Promulgationsklausel zufolge auf die §§ 96 Abs 2, 99 sowie 108 des Marktordnungsgesetzes (MOG). Rechtsgrundlage der Betriebsprämienregelung kann wohl nur § 99 Abs 1 MOG
 sein, der eine demonstrative Aufzählung enthält, welche Vergünstigungen durch Verordnung näher geregelt werden können. § 96 Abs 2 MOG enthält eine Regelung der zuständigen Marktordnungs- und Interventionsstelle
, § 108 regelt Überwachungs-, Duldungs- und Mitwirkungspflichten
, woraus ganz offensichtlich erkennbar ist, dass sie keine geeignete gesetzliche Grundlage für die Betriebsprämienregelung darstellen.

Geht man davon aus, dass § 99 MOG eine ausreichende Grundlage für die Betriebsprämie-Verordnung darstellt, so könnte de facto das gesamte Subventionsrecht im Verordnungsweg erlassen werden, ohne dass der Gesetzgeber irgendeinen Rahmen aufstellen müsste. Gem Art 18 B-VG besteht jedoch die verfassungsrechtliche Pflicht, die Gesetze so auszugestalten, dass sie hinreichend konkretisierte Grundlagen für die Erlassung von diesbezüglichen Verordnungen darstellen (siehe etwa VfSlg 11.937 oder 12.133). Im Gegensatz dazu finden sich in den gesetzlichen Grundlagen des MOG keinerlei Hinweise auf die Kriterien nach denen die Subventionen vergeben werden sollten. 

Die in der Promulgationsklausel enthaltenen Rechtsgrundlagen sind demnach nicht ausreichend determiniert und können bestenfalls als Scheingrundlage der vorliegenden Verordnung bezeichnet werden. Es liegt somit eine verfassungswidrige formalgesetzliche Delegation vor.

2. Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatzsatz sowie das Sachlichkeitsgebot

Wie bereits eingangs erwähnt, führt die österreichische Regelung dazu, dass mitunter landwirtschaftliche Flächen bewirtschaftet werden, für die keine Betriebsprämien bezogen werden können. Zu einem solchen Ergebnis kann es kommen, weil der Prämienanspruch dem Bewirtschafter der Jahre 2000 bis 2002 erwächst und nicht an den Betrieb bzw den jetzigen Bewirtschafter gekoppelt ist.  

Im Ergebnis führt dies dazu, dass für völlig gleichwertige landwirtschaftliche Flächen einmal Betriebsprämien bezogen werden, während im anderen Fall keine Betriebsprämien bezogen werden können. Die durch die Betriebsprämie-Verordnung geschaffene Betriebsprämienregelung führt zu  Differenzierungen, die sachlich nicht gerechtfertigt werden können und führt darüber hinaus zu erheblichen Wettbewerbsverzerrungen und Wettbewerbsnachteilen für einzelne Bewirtschafter landwirtschaftlicher Flächen. Sie verstößt daher gegen den Gleichheitssatz des Art 7 B-VG und Art 2 StGG bzw unterstellt der gesetzlichen Grundlage einen gleichheitswidrigen Inhalt (siehe etwa VfSlg 10.492/1985 bzw 13.482/1993). 

Darüber hinaus verstößt eine Regelung, die es ermöglicht, dass einzelne landwirtschaftliche Flächen ohne Anspruch auf Betriebsprämienregelungen bewirtschaftet werden müssen, in einem System, dessen Grundlage die subventionierte Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen ist, gegen das allgemeine Sachlichkeitsgebot
. Die Betriebsprämie-Verordnung ist unter anderem darauf ausgerichtet, Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern. Es kann daher nicht Zweck der Betriebsprämienverordnung sein, von vorne herein eine wettbewerbswidrige Rechtslage herbeizuführen.

V. Rechtsschutzmöglichkeiten

1. Individualantrag auf Normenkontrolle

Der Verfassungsgerichtshof erkennt gem Art 139 B-VG über die Gesetzmäßigkeit von Verordnungen auf Antrag einer Person (sog Individualantrag auf Normenkontrolle). Wenngleich dem Individualantrag auf Normenkontrolle in der Praxis große Bedeutung zukommt, führen die strengen Zulässigkeitsvoraussetzungen regelmäßig dazu, dass ein großer Teil der einschlägigen Anträge vom VfGH zurückgewiesen wird. Die Zulässigkeit eines Individualantrages setzt die Erfüllung sowohl allgemeiner als auch spezifischer Prozessvoraussetzungen voraus. 

Der Anfechtungsgegenstand muss als Verordnung im Sinne des Art 139 B-VG zu qualifizieren sein. Die Betriebspämie-Verordnung stellt zweifelsohne eine Verordnung iSd Art 139 leg cit dar. An spezifischen Voraussetzungen fordert der Gerichtshof die Existenz einer Rechtssphäre des Antragstellers, einen Eingriff in die Rechtssphäre des Antragsteller, der Eingriff in die Rechtssphäre des Antragstellers muss unmittelbar sein, die Rechtssphäre des Antragstellers muss verletzt sein sowie die Unzumutbarkeit eines anderen Weges zur verfassungsgerichtlichen Normenkontrolle.

Im vorliegenden Fall ist die Zulässigkeit eines Individualantrages auf Normenkontrolle eher unwahrscheinlich, da mit größter Wahrscheinlichkeit ein zumutbarer Umweg durch die Beantragung eines Feststellungsbescheides über das Nichtvorliegen eines Betriebsprämienanspruchs vorliegt. Nach herrschender Ansicht besteht ein Anspruch auf Erlassung eines Feststellungsbescheides, wenn ein öffentliches Interesse an der Feststellung eines strittigen Rechtsverhältnisses besteht
. Da im vorliegenden Fall wohl ein öffentliches Interesse an der Feststellung des strittigen Rechtsverhältnisses besteht, ist davon auszugehen, dass ein Feststellungsbescheid erwirkt werden kann und ein solcher bei der AMA beantragt werden muss. Im Falle der Ausstellung eines Bescheides durch die AMA wäre ein Individualantrag auf Normenkontrolle ausgeschlossen. Für jene Betriebe, die von vorne herein von der Antragstellung auf Betriebsprämie bei der AMA ausgeschlossen sind
 (beispielsweise Grundeigentümer, die im Referenzzeitraum 2000 bis 2002 ihre Flächen verpachtet hatten), wäre dies noch näher zu untersuchen.

2. Bescheidbeschwerde

Im Falle der Erwirkung eines Feststellungsbescheides bzw des Vorliegens eines abschlägigen Bescheides der AMA wäre eine Bescheidbeschwerde nach Art 144 B-VG an den Verfassungsgerichtshof zu richten. Voraussetzung einer Bescheidbeschwerde nach Art 144 B-VG ist die Erschöpfung des Instanzenzuges sowie die Anwendung einer gesetzwidrigen Verordnung bzw die Verletzung eines verfassungsgesetzlichen gewährleisteten Rechts durch den Bescheid.

Eventuell wäre auch an eine Bescheidbeschwerde an den Verwaltungsgerichtshof (VwGH) nach Art 131 B-VG zu denken. Der VwGH erkennt über Beschwerden gegen Bescheide einer letztinstanzlichen Verwaltungsbehörde wegen Rechtswidrigkeit des Bescheides. Gemeinschaftsrechtswidrigkeiten stellen Rechtswidrigkeiten iSd Art 131 B-VG dar und sind vom VwGH zu überprüfen. 

3. Staatshaftungsansprüche

Bei fehlerhaftem Vollzug von Gemeinschaftsrecht besteht nach der Rechtsprechung des EuGH ein Anspruch auf Staatshaftung
. Konkret spricht der EuGH davon, „dass die Mitgliedstaaten zum Ersatz der Schäden verpflichtet sind, die dem Einzelnen durch Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht entstehen, die diesen Staaten zuzurechnen sind.“ Voraussetzung eines solchen Staatshaftungsanspruches ist, „dass die Rechtsnorm, gegen die verstoßen worden ist, bezweckt, dem einzelnen Rechte zu verleihen“ und der „Inhalt dieser Rechte … bestimmt werden“ kann. Es müsste im konkreten Fall nachgewiesen werden, dass die Gemeinschaftsverordnungen konkret vorsehen, dass jeder einzelne Bewirtschafter landwirtschaftlicher Flächen Anspruch auf Betriebsprämien hat.

VI. Zusammenfassung der Ergebnisse

1. Österreich hat sich für das Betriebsprämienmodell entschieden. Nach der österreichischen Betriebsprämienregelung erwirbt jener Landwirt, der eine bestimmte Fläche im Zeitraum von 2000 bis 2002 bewirtschaftet hat (Eigentümer oder Pächter), die Betriebsprämienansprüche. 

2. Die österreichische Betriebsprämienregelung hat zur Folge, dass aktuelle Bewirtschafter landwirtschaftlicher Flächen mitunter keine Betriebsprämien bekommen können. Dies Fall kann eintreten, wenn im Referenzzeitraum zwischen 2000 und 2002 ein anderer Bewirtschafter besagte Flächen genutzt hat und die Ansprüche nicht an den neuen Bewirtschafter abtritt. Die Regelung führt daher zu Wettbewerbverzerrungen.

3. Das österreichische Modell verstößt gegen die Vorgaben des Gemeinschaftsrechts sowie gegen den Gleichheitssatz und das Sachlichkeitsgebot. Darüber hinaus stellt die gesetzliche Grundlage der Betreibsprämie-Verordnung keine hinreichende gesetzliche Grundlage für die Verordnung dar.

4. Die Zulässigkeit eines Individualantrages auf Normenkontrolle ist unter den gegebenen Umständen eher auszuschließen, da anzunehmen ist, dass ein Feststellungsbescheid erwirkt werden kann. Die Bekämpfung der Verordnung hätte mittels Bescheidbeschwerde an den Verfassungsgerichtshof zu erfolgen. Eventuell ist an Staatshaftungsansprüche gegenüber dem Bund zu denken.

� Siehe dazu die „Agenda 2000“.





� Insb Verordnung (EG) Nr 1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, (EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 (EG) und Nr. 2529/2001;  Verordnung (EG) Nr. 795/2004 der Kommission vom 21. April 2004 mit Durchführungsbestimmungen zur Betriebsprämienregelung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe.





� Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft über die einheitliche Betriebsprämie (Betriebsprämie-Verordnung), BGBl II 2004/336.





� Siehe dazu die Betriebsprämie-Verordnung.





� § 17 iVm § 3 Betriebsprämie-Verordnung.





� § 3 Betriebsprämie-Verordnung. 





� Nach § 4 Betriebsprämie-Verordnung wären das etwa „Hagelschlag oder andere witterungsbedingte Einflüsse“. Ebenso unter die Härtefallregelung fallen „Fälle, in denen der Antragsteller alle Voraussetzungen für die Beihilfe geschaffen hat und die Nichtgewährung der Beihilfe ohne seine Zustimmung oder Duldung durch Einwirkung Dritter verursacht wurde“ sowie „die zeitweilige Grundinanspruchnahme im öffentlichen Interesse“.





� Siehe §§ 5 ff Betriebsprämie-Verordnung. 





� Siehe dazu insbesondere die Erwägungsgründe der Direktzahlungsverordnung.  





� § 99 Abs 1 MOG: „Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann durch Verordnung, soweit dies zur Durchführung von Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 hinsichtlich Marktordnungswaren erforderlich oder geboten ist, Vorschriften erlassen über Verfahren sowie über Voraussetzungen und die Höhe von Vergünstigungen insbesondere bei


1. Produktionserstattung,


2. Übergangsvergütungen,


3. Denaturierungsprämien,


4. Nichtvermarktungsprämien,


5. Erzeuger- und Käuferprämien,


6. flächenbezogenen oder produktbezogenen Beihilfen,


7. Vergütungen für frühere Aufnahme von Marktordnungswaren,


8. Vergütungen im Zusammenhang mit der Destillation,


9. Vergütungen an Erzeugerorganisationen zum Ausgleich von Kosten für die Entnahme von Marktordnungswaren aus dem Handel,


10. Vergütungen zum Ausgleich von Lagerkosten,


11. Beihilfen für private Lagerhaltung,


12. Beihilfen zur Erleichterung des Absatzes,


13. Beihilfen für die Herstellung von Marktordnungswaren, die für bestimmte Zwecke verwendet werden,


14. Vergütungen für die Aufgabe der Produktion,


15. sonstige Vergünstigungen.“ 





� § 96 Abs 2 MOG: „(Verfassungsbestimmung) In die Durchführung einzelner Akte der Vollziehung gemeinsamer Marktorganisationen können unbeschadet des Abs. 1 durch Verordnung durch Landesgesetz eingerichtete Rechtsträger der Länder oder sonstige geeignete Rechtsträger einbezogen werden.“


 


� § 108 MOG: „Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann durch Verordnung die Vorschriften erlassen, die zur Überwachung der Einhaltung der Regelung im Sinne des § 94 Abs. 2 hinsichtlich Marktordnungswaren sowie der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnung erforderlich sind, insbesondere betreffend Meldepflichten, Aufzeichnungspflichten, Pflichten zur Aufbewahrung von geschäftlichen Unterlagen, zur Erteilung von Auskünften, zur Duldung von Besichtigungen der Geschäftsräume und Betriebsstätten, Unterstützungspflichten, Pflichten zur Verwendung von Begleit- und Schlußscheinen, amtliche Überwachung der zweck- und fristgerechten Verwendung sowie Kostentragung.“


 


� Allgemein zum Sachlichkeitsgebot vgl etwa Holoubek, ÖZW 1991, 72.


�  Siehe dazu Thienel, Verwaltungsverfahrensrecht2 (2002) 203.





�  Siehe dazu etwa die  Mitteilung der AMA, Mehrfachantrag Flächen 2005, Merkblatt mit Ausfüllanleitung, März 2005.


� EuGHV verb Rs C-6/90 und 9/90 (Francovich), Slg 1991, I-5357.








